Wie regiert man Europa?

Kurzfassung

Die aktuelle Wirtschaftskrise Europas zeigt, was viele schon vermutet haben: Die Steuerung der Wirtschafts- und Finanzpolitik in Europa ist nicht wirksam. Die Exekutive ist unter verschiedenen, teilweise obskuren Institutionen verteilt, mit geringen demokratischen Verantwortlichkeiten.

Seit 2008, dem Anfang der Krise, hat die EU den Regelungsrahmen des Finanzsektors gestärkt und neue Regulierungsbehörden errichtet. Es sind nur wenige Bereiche der Finanzdienste, die eine Flut von sekundär-rechtlichen Rechtsvorschriften der EU nicht betroffen hat.

Drei Rettungsmechanismen wurden erschaffen, EFSM, EFSF und ESM) sowie eine Novellierung des Vertrags von Lissabon und zwei zwischenstaatliche Verträge über die Haushaltsdisziplin in der Eurozone. Nationale Haushaltspläne müssen jetzt in einem europäischen Semester überprüft werden. Man hat den Euro-Stabilitätspakt verstärkt und will makroökonomische Ungleichgewichte in einem neuen Verfahren früh erkennen. Es wurden Entscheidungsverfahren für die Vermeidung und Korrektur von übermäßigen Defiziten verbessert, damit die Vorschläge der Kommission Bestand haben, solange es keine qualifizierte Mehrheit dagegen im Rat gibt. Das Gesetzgebungsverfahren geht mit der energischen Mitwirkung des EU-Parlaments weiter.

Der Europäische Rat hat den Mitgliedsstaaten zu einem Vermögensanlage-Programm verpflichtet, um die wirtschaftliche Erholung zu fördern. Aber die Staaten blockieren noch den Reform von dem Finanzsystem der Union. Die Kommission hat mittlerweile eine Debatte über die Umschuldung der Staatsschulden durch die Ausgabe von Eurobonds ausgelöst und die Einführung einer EU-Finanztransaktionssteuer vorgeschlagen.

Griechenland, Irland und Portugal empfangen Eurozone-Rettungspakete und Ungarn, Lettland und Rumänien finanzielle Nothilfe. 2012 wurde Spanien substantielle Hilfe zur Stabilisierung ihres Bankensektors gewährt. Zypern hat 2012 ebenfalls Hilfe beantragt und auch Ungarn tat dies; zum wiederholten Male, nur Monate nachdem eine vorige Hilfsmassnahme aufgebraucht war. Die Europäische Zentralbank hat <außerordentliche Maßnahmen> gestartet, um die Liquidität des Bankensystems zu stärken. Man hegt noch Zweifel ob der Kapazität der EU-Krisenbewältigungsmaßnahmen, so umfangreich wie sie sind, Spanien und Italien zu retten, werden sie die Märkte nicht langfristig überzeugen können, dass sie kreditwürdig sind.

Im Bewusstsein der Unzulänglichkeit von den Krisenbewältigungsmaßnahmen, das Marktvertrauen und demokratische Vertrauen wiederherzustellen, hat der Präsident des Europäischen Rats eine Initiative gestartet, die integrierte finanz-, haushalts-, und wirtschaftspolitische Rahmen aufbauen soll. Man erarbeitet die Pläne für Banken-, Fiskal- und politische Union sowie der Vollendung des Binnenmarktes. Obwohl diese Vorschläge eine breite Mehrheit im Parlament verfügen werden, wird der Rat sich darüber uneins sein. Wie die Staats- und Regierungsschefs selbst vorschlugen, muss man daher die verstärkte Zusammenarbeit umfassend nutzen, um mit einer Kerngruppe von gleichgesinnten integrationistischen Staaten vorangehen zu können.

Die Krise formt die neue politische Ordnung. Man braucht eine föderale Wirtschaftsregierung, um die Fiskalunion im Interesse ihrer Mitgliedsstaaten und Bürger zu leiten. Die EZB und die Kommission brauchen neue Kompetenzen. Es muss ein EU-Finanzminister her. Die Euro-Gruppe muss ein offizieller Teil des neuen EU-Regierungssystems werden, was danach in einer echten Bundesverfassung verankert werden muss.

Ein Verfassungskonvent, in dem nationale sowie europäische Parlamentarier beteiligt werden, soll deshalb Anfang 2015 zusammenfinden, um die notwendigen Vertragsänderungen auszuarbeiten. Der Schwerpunkt wird hauptsächlich auf den Aufbau einer echten Wirtschafts- und Währungsunion gelegt, aber auch andere Elemente sollen aufgenommen werden, um die Legitimität eines vereinten Europas zu verstärken und seine Zukunft zu sichern.

Großbritannien hat sich entschlossen, dass es kein Mitgliedsstaat einer föderalen Union sein wird. Es ist daher geboten, eine neue assoziierte EU-Mitgliederschaft erarbeiten, die den Anforderungen der Briten entspricht und auch ein britisches Veto, das die erforderliche und gewünschte konstitutionelle Entwicklung von ihren Partnerstaaten verhindern könnte, vermeidet. Eine solche Assoziierte Mitgliedenschaft könnte auch den Bedürfnissen anderer Staaten gerecht werden.

